
 
 
Einkaufsbedingungen 

STÖBER Antriebstechnik GmbH + Co. KG 

1. Geltungsbereich 

1.1 Diese Allgemeinen Einkaufsbedingungen ("AEB") gelten für alle Geschäftsbeziehungen 

mit unseren Geschäftspartnern und Lieferanten ("Lieferant"). Diese AEB gelten nur 

gegenüber Unternehmern i.S.d. § 14 BGB.  

1.2 Die AEB gelten insbesondere für Verträge über den Verkauf und/oder die Lieferung 

beweglicher Sachen ("Gegenstände", "Produkte", oder "Ware") ohne Rücksicht darauf, ob 

der Lieferant die Ware selbst herstellt oder bei Zulieferern einkauft (§§ 433, 650 

BGB). Sofern nichts anderes vereinbart, gelten die AEB in der zum Zeitpunkt der Bestellung 

des Lieferanten gültigen bzw. jedenfalls in der ihm zuletzt in Textform mitgeteilten Fassung 

als Rahmenvereinbarung auch für gleichartige künftige Verträge, ohne dass wir in jedem 

Einzelfall wieder auf sie hinweisen müssten. 

Ergänzend zu diesen AEB gilt für alle Leistungen des Lieferanten die „Richtlinie für 

Fremdfirmen“ und ergänzt diese AEB. Die Einzelheiten der Leistungserbringung 

vereinbaren der Lieferant und wir in der Bestellung. Im Falle von Widersprüchen oder 

Abweichungen zu den Einkaufsbedingungen geht diese ergänzende „Richtlinie für 

Fremdfirmen“ (einsehbar unter www.stoeber.de/agb/) den Einkaufsbedingungen vor. 

1.3 Diese AEB gelten ausschließlich.  Entgegenstehende oder abweichende oder 

ergänzende Allgemeine Geschäftsbedingungen des Lieferanten werden nur dann und 

insoweit Vertragsbestandteil, als wir ihrer Geltung ausdrücklich schriftlich zugestimmt 

haben. Dieses Zustimmungserfordernis gilt in jedem Fall, beispielsweise auch dann, wenn 

der Lieferant im Rahmen der Auftragsbestätigung auf seine AGB verweist und wir dem 

nicht ausdrücklich widersprechen. Insbesondere bedeuten Annahme von Lieferungen oder 

Leistungen oder Bezahlung keine Zustimmung. 

1.4 Individuelle Vereinbarungen (z.B. Rahmenlieferverträge, 

Qualitätssicherungsvereinbarungen) und Angaben in unserer Bestellung haben Vorrang vor 

den AEB. Handelsklauseln sind im Zweifel gem. den von der Internationalen 

Handelskammer in Paris (ICC) herausgegebenen Incoterms® in der bei Vertragsschluss 

gültigen Fassung auszulegen. 

1.5 Rechtserhebliche Erklärungen und Anzeigen des Lieferanten in Bezug auf den Vertrag 

(z.B. Fristsetzung, Mahnung, Rücktritt) sind schriftlich abzugeben. Schriftlichkeit in Sinne 
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dieser AEB schließt Schrift- und Textform (z.B. Brief, E-Mail, Telefax) ein. Gesetzliche 

Formvorschriften und weitere Nachweise insbesondere bei Zweifeln über die Legitimation 

des Erklärenden bleiben unberührt. 

1.6 Hinweise auf die Geltung gesetzlicher Vorschriften haben nur klarstellende Bedeutung. 

Auch ohne eine derartige Klarstellung gelten daher die gesetzlichen Vorschriften, soweit 

sie in diesen AEB nicht unmittelbar abgeändert oder ausdrücklich ausgeschlossen werden 

 

 

2. Vertragsschluss 

2.1. Unsere Bestellung gilt frühestens mit schriftlicher Abgabe oder Bestätigung als 

verbindlich.  

Auf offensichtliche Irrtümer (z.B. Schreib- und Rechenfehler) und Unvollständigkeiten der 

Bestellung einschließlich der Bestellunterlagen hat uns der Lieferant zum Zwecke der 

Korrektur bzw. Vervollständigung vor Annahme hinzuweisen; ansonsten gilt der Vertrag als 

nicht geschlossen. 

2.2 Der Lieferant ist gehalten, unsere Bestellung innerhalb einer Frist von 3 Arbeitstagen 

schriftlich zu bestätigen oder insbesondere durch Versendung der Ware vorbehaltlos 

auszuführen. 

2.3. Eine verspätete Annahme gilt als neues Angebot und bedarf der Annahme durch uns. 

2.4 Auf Lieferscheinen, Versandanzeigen und Rechnungen müssen die Bestellnummern 

vollständig angegeben werden. 

 

3. Rahmenauftrag / Lieferabruf 

Bei Rahmen- oder Daueraufträgen werden von uns die zu liefernden Mengen, 

Liefertermine und Typen in gesonderten Lieferabrufen festgelegt. Diese Lieferabrufe sind 

für den Lieferanten verbindlich. Dies gilt nicht, wenn der Lieferant innerhalb von drei 

Arbeitstagen nach Zugang  wegen Unzumutbarkeit der Mengen oder Liefertermine unter 

Angabe des frühestmöglichen Ersatz-Liefertermins ablehnt. 



 
 
 

4. Lieferzeit und Lieferverzug 

4.1 Die von uns in der Bestellung angegebene Lieferzeit ist bindend und muss genau 

eingehalten werden. Maßgeblich hierfür ist der Eingang der Ware bei uns oder bei der 

vereinbarten bzw. von uns angegebenen Empfangsstelle. Der Lieferant ist verpflichtet, uns 

unverzüglich schriftlich in Kenntnis zu setzen, wenn er vereinbarte Lieferzeiten – aus 

welchen Gründen auch immer – voraussichtlich nicht einhalten kann. 

4.2 Sobald für den Lieferanten erkennbar ist, dass es zu Lieferverzögerungen kommen 

kann, hat der Lieferant uns dies unverzüglich mitzuteilen. Dies ändert nichts an der 

Verbindlichkeit des vereinbarten Liefertermins. 

4.3 Erbringt der Lieferant seine Leistung nicht oder nicht innerhalb der vereinbarten 

Lieferzeit oder kommt er in Verzug, so bestimmen sich unsere Rechte – insbesondere auf 

Rücktritt und Schadensersatz – nach den gesetzlichen Vorschriften. Die Regelungen in 

Ziffer 4.4 bleiben unberührt. 

Erfolgt die Lieferung vor dem angegebenen Termin, sind wir zur Zurückweisung berechtigt. 

Ebenso können Teillieferungen von uns zurückgewiesen werden. 

4.4 Ist der Lieferant in Verzug, können wir – neben weitergehenden gesetzlichen 

Ansprüchen – pauschalierten Ersatz unseres Verzugsschadens i.H.v. 0,5 % des Nettopreises 

pro begonnene Kalenderwoche verlangen, insgesamt jedoch nicht mehr als 5% des 

Nettopreises der verspätet gelieferten Ware. Uns bleibt der Nachweis vorbehalten, dass 

ein höherer Schaden entstanden ist. Dem Lieferanten bleibt der Nachweis vorbehalten, 

dass überhaupt kein oder nur ein wesentlich geringerer Schaden entstanden ist. 

 

5. Leistung, Lieferung, Gefahrübergang und Annahmeverzug 

5.1. Der Lieferant ist ohne unsere vorherige schriftliche Zustimmung nicht berechtigt, die 

von ihm geschuldete Leistung durch Dritte (z.B. Subunternehmer) erbringen zu lassen. Der 

Lieferant trägt das Beschaffungsrisiko für seine Leistungen, wenn nicht im Einzelfall etwas 

anderes vereinbart ist (z.B. Beschränkung auf Vorrat). 

5.2 Die Lieferung erfolgt DAP an den in der Bestellung angegebenen Ort. Ist der 

Bestimmungsort nicht angegeben und nichts anderes vereinbart, so hat die Lieferung an 



 
 
unseren Geschäftssitz in Pforzheim zu erfolgen. Der jeweilige Bestimmungsort ist auch der 

Erfüllungsort für die Lieferung und eine etwaige Nacherfüllung (Bringschuld). 

5.3 Der Lieferung ist ein Lieferschein unter Angabe von Datum (Ausstellung und Versand), 

Inhalt der Lieferung (Artikelnummer und Anzahl) sowie unserer Bestellkennung (Datum 

und Nummer) beizulegen. Fehlt der Lieferschein oder ist er unvollständig, so haben wir 

hieraus resultierende Verzögerungen der Bearbeitung und Bezahlung nicht zu vertreten. 

Der Abgang jeder Sendung ist von uns unverzüglich durch Versandanzeige mitzuteilen, 

diese ist uns getrennt vom Lieferschein mit dem gleichen Inhalt zuzusenden. 

5.4 Die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälligen Verschlechterung der Sache 

geht mit Übergabe am Erfüllungsort auf uns über. Soweit eine Abnahme vereinbart ist, ist 

diese für den Gefahrübergang maßgebend. Auch im Übrigen gelten bei einer Abnahme die 

gesetzlichen Vorschriften des Werkvertragsrechts entsprechend. Der Übergabe bzw. 

Abnahme steht es gleich, wenn wir uns im Annahmeverzug befinden. 

5.5 Für den Eintritt unseres Annahmeverzuges gelten die gesetzlichen Vorschriften. Der 

Lieferant muss uns seine Leistung aber auch dann ausdrücklich anbieten, wenn für eine 

Handlung oder Mitwirkung unsererseits (z.B. Beistellung von Material) eine bestimmte 

oder bestimmbare Kalenderzeit vereinbart ist. Geraten wir in Annahmeverzug, so kann der 

Lieferant nach den gesetzlichen Vorschriften Ersatz seiner Mehraufwendungen verlangen 

(§ 304 BGB). Betrifft der Vertrag eine vom Lieferant herzustellende, unvertretbare Sache 

(Einzelanfertigung), so stehen dem Lieferant weitergehende Rechte nur zu, wenn wir uns 

zur Mitwirkung verpflichtet und das Unterbleiben der Mitwirkung zu vertreten haben. 

 

6. Preise und Zahlung 

6.1 Die in der Bestellung angegebenen Preise sind bindend. Alle Preise verstehen sich 

einschließlich gesetzlicher Umsatzsteuer, wenn diese nicht gesondert ausgewiesen ist.  

Das Risiko nach Vertragsabschluss eintretender Kostenerhöhungen aller Art trägt der 

Lieferant. Preiserhöhungen sind auch dann ausgeschlossen, wenn die Lieferung später als 4 

Monate nach Vertragsabschluss erfolgen soll oder erfolgt. 

6.2 Sofern im Einzelfall nicht etwas anderes vereinbart ist, schließt der Preis alle Leistungen 

und Nebenleistungen des Lieferanten (z.B. Montage, Einbau) sowie alle Nebenkosten (z.B. 



 
 
ordnungsgemäße Verpackung, Transportkosten einschließlich eventueller Transport- und 

Haftpflichtversicherung) ein. 

6.3 Rechnungen sind unverzüglich nach Versand der Waren für jede Bestellung gesondert 

und unter Angabe der Bestellnummer und der Steuernummer zu erteilen; die 

Umsatzsteuer ist in der Rechnung gesondert auszuweisen. Nicht ordnungsgemäß erteilte 

Rechnungen gelten als nicht erteilt. 

6.4 Der vereinbarte Preis ist innerhalb von 60 Kalendertagen ab vollständiger Lieferung 

und Leistung (einschließlich einer ggf. vereinbarten Abnahme) sowie Zugang einer 

ordnungsgemäßen Rechnung zur Zahlung fällig. Wenn wir Zahlung innerhalb von 14 Tagen 

leisten, gewährt uns der Lieferant 3 % Skonto oder in 30 Tagen mit 2 % Skonto auf den 

Nettobetrag der Rechnung Bei Banküberweisung ist die Zahlung rechtzeitig erfolgt, wenn 

unser Überweisungsauftrag vor Ablauf der Zahlungsfrist bei unserer Bank eingeht; für 

Verzögerungen durch die am Zahlungsvorgang beteiligten Banken sind wir nicht 

verantwortlich. 

6.5 Wir schulden keine Fälligkeitszinsen. Für den Zahlungsverzug gelten die gesetzlichen 

Vorschriften. 

6.6 Aufrechnungs- und Zurückbehaltungsrechte sowie die Einrede des nicht erfüllten 

Vertrages stehen uns in gesetzlichem Umfang zu. Wir sind insbesondere berechtigt, fällige 

Zahlungen zurückzuhalten, solange uns noch Ansprüche aus unvollständigen oder 

mangelhaften Leistungen gegen den Lieferanten zustehen. 

6.7 Eine Abtretung der Forderungen des Lieferanten gegen uns ist nur mit unserer 

vorherigen Zustimmung zulässig. Dies gilt nicht, soweit es sich um Geldforderungen 

handelt. 

6.8 Der Lieferant hat ein Aufrechnungs- oder Zurückbehaltungsrecht nur wegen 

rechtskräftig festgestellter oder unbestrittener Gegenforderungen. 

 

7. Untersuchungs- und Rügepflicht  

Für die kaufmännische Untersuchungs- und Rügepflicht gelten die gesetzlichen 

Vorschriften (§§ 377, 381 HGB) mit folgender Maßgabe:  



 
 
Unsere Untersuchungspflicht beschränkt sich auf Mängel, die bei unserer 

Wareneingangskontrolle unter äußerlicher Begutachtung einschließlich der Lieferpapiere 

offen zu Tage treten (z.B. Transportbeschädigungen, Falsch- und Minderlieferung) oder bei 

unserer Qualitätskontrolle im Stichprobenverfahren erkennbar sind. Soweit eine Abnahme 

vereinbart ist, besteht keine Untersuchungspflicht. Im Übrigen kommt es darauf an, 

inwieweit eine Untersuchung unter Berücksichtigung der Umstände des Einzelfalls nach 

ordnungsgemäßem Geschäftsgang tunlich ist. Unsere Rügepflicht für später entdeckte 

Mängel bleibt unberührt. Unbeschadet unserer Untersuchungspflicht gilt unsere Rüge 

(Mängelanzeige) jedenfalls dann als unverzüglich und rechtzeitig, wenn sie innerhalb von 

10 Arbeitstagen ab Entdeckung bzw., bei offensichtlichen Mängeln, ab Lieferung 

abgesendet wird. 

 

8. Sach- und Rechtsmängel 

8.1 Für unsere Rechte bei Sach- und Rechtsmängeln der Ware (einschließlich Falsch- und 

Minderlieferung sowie unsachgemäßer Montage/Installation oder mangelhafter 

Anleitungen) und bei sonstigen Pflichtverletzungen durch den Lieferanten gelten die 

gesetzlichen Vorschriften und, ausschließlich zu unseren Gunsten, die nachfolgenden 

Ergänzungen und Klarstellungen. 

8.2 Der Lieferant hat dafür einzustehen, dass die gelieferten Waren und erbrachten 

Leistungen den für ihren Vertrieb oder für ihre Verwendung geltenden gesetzlichen und 

behördlichen Bestimmungen entsprechen und nicht gegen gewerbliche Schutzrechte oder 

sonstige Rechte Dritter verstoßen.  

Die Lieferungen und Leistungen müssen dem jeweils zum Lieferzeitpunkt geltenden oder 

für die Zukunft absehbaren Stand der Technik sowie sonstigen gesetzlichen 

Bestimmungen, technischen Prüfbestimmungen und Unfallverhütungsvorschriften 

entsprechen. Insbesondere müssen auch DIN-, ISO-Normen und VDE-Bestimmungen sowie 

die Bestimmungen der international anerkannten Standardisierungs-gremien (z. B. CE, IEC, 

EN, UL) soweit ausdrücklich vorgeschrieben, eingehalten sein. 

8.3 Nach den gesetzlichen Vorschriften haftet der Lieferant insbesondere dafür, dass die 

Ware bei Gefahrübergang auf uns die vereinbarte Beschaffenheit hat. Als Vereinbarung 

über die Beschaffenheit gelten jedenfalls diejenigen Produktbeschreibungen, die – 

insbesondere durch Bezeichnung oder Bezugnahme in unserer Bestellung – Gegenstand 

des jeweiligen Vertrages sind oder in gleicher Weise wie diese AEB in den Vertrag 



 
 
einbezogen wurden. Es macht dabei keinen Unterschied, ob die Produktbeschreibung von 

uns, vom Lieferanten oder vom Hersteller stammt.  

8.4 Bei Waren mit digitalen Elementen oder sonstigen digitalen Inhalten schuldet der 

Lieferant die Bereitstellung und Aktualisierung der digitalen Inhalte jedenfalls insoweit, als 

sich dies aus einer Beschaffenheitsvereinbarung gem. Ziffer 8.3 oder sonstigen 

Produktbeschreibungen des Herstellers oder in seinem Auftrag, insbes. im Internet, in der 

Werbung oder auf dem Warenetikett, ergibt. 

8.5 Zu einer Untersuchung der Ware oder besonderen Erkundigungen über etwaige 

Mängel sind wir bei Vertragsschluss nicht verpflichtet. Teilweise abweichend 

von § 442 Abs. 1 S. 2 BGB stehen uns Mängelansprüche daher uneingeschränkt auch dann 

zu, wenn uns der Mangel bei Vertragsschluss infolge grober Fahrlässigkeit unbekannt 

geblieben ist. 

8.6 Zur Nacherfüllung gehört auch der Ausbau der mangelhaften Ware und der erneute 

Einbau, sofern die Ware ihrer Art und ihrem Verwendungszweck gemäß in eine andere 

Sache eingebaut oder an eine andere Sache angebracht wurde, bevor der Mangel offenbar 

wurde; unser gesetzlicher Anspruch auf Ersatz entsprechender Aufwendungen (Aus- und 

Einbaukosten) bleibt unberührt. Die zum Zwecke der Prüfung und Nacherfüllung 

erforderlichen Aufwendungen, insbesondere Transport-, Wege-, Arbeits- und 

Materialkosten sowie ggf. Aus- und Einbaukosten, trägt der Lieferant auch dann, wenn sich 

herausstellt, dass tatsächlich kein Mangel vorlag. Unsere Schadensersatzhaftung bei 

unberechtigtem Mängelbeseitigungsverlangen bleibt unberührt; insoweit haften wir 

jedoch nur, wenn wir erkannt oder grob fahrlässig nicht erkannt haben, dass kein Mangel 

vorlag. 

8.7 Unbeschadet unserer gesetzlichen Rechte und der Regelungen in Ziffer 7. gilt: Kommt 

der Lieferant seiner Verpflichtung zur Nacherfüllung – nach unserer Wahl durch 

Beseitigung des Mangels (Nachbesserung) oder durch Lieferung einer mangelfreien Sache 

(Ersatzlieferung) – innerhalb einer von uns gesetzten, angemessenen Frist nicht nach, so 

können wir den Mangel selbst beseitigen und vom Lieferant Ersatz der hierfür 

erforderlichen Aufwendungen bzw. einen entsprechenden Vorschuss verlangen. Ist die 

Nacherfüllung durch den Lieferanten fehlgeschlagen oder für uns unzumutbar (z.B. wegen 

besonderer Dringlichkeit, Gefährdung der Betriebssicherheit oder drohendem Eintritt 

unverhältnismäßiger Schäden) bedarf es keiner Fristsetzung; von derartigen Umständen 

werden wir den Lieferanten unverzüglich, nach Möglichkeit vorher, unterrichten. 

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BGB&p=442
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8.8 Im Übrigen sind wir bei einem Sach- oder Rechtsmangel nach den gesetzlichen 

Vorschriften zur Minderung des Kaufpreises oder zum Rücktritt vom Vertrag berechtigt. 

Außerdem haben wir nach den gesetzlichen Vorschriften Anspruch auf Schadens- 

und Aufwendungsersatz. 

 

9. Produkthaftung 

9.1 Ist der Lieferant für einen Produktschaden verantwortlich, hat er uns insoweit von 

Ansprüchen Dritter freizustellen, als die Ursache in seinem Herrschafts- und 

Organisationsbereich gesetzt ist und er im Außenverhältnis selbst haftet. 

In den Fällen verschuldensabhängiger Haftung gilt das nur, wenn den Lieferanten ein 

Verschulden trifft. Liegt die Schadensursache im Verantwortungsbereich des Lieferanten, 

trägt er insoweit die Beweislast. Der Lieferant hat in diesen Fällen alle Kosten und 

Aufwendungen, einschließlich der Kosten einer etwaigen Rechtsverfolgung, zu tragen.  

9.2 Im Rahmen seiner Freistellungsverpflichtung hat der Lieferant Aufwendungen gem. §§ 

683, 670 BGB zu erstatten, die sich aus oder im Zusammenhang mit einer 

Inanspruchnahme Dritter einschließlich von uns durchgeführter Rückrufaktionen ergeben. 

Über Inhalt und Umfang von Rückrufmaßnahmen werden wir den Lieferanten– soweit 

möglich und zumutbar – unterrichten und ihm Gelegenheit zur Stellungnahme geben. 

Weitergehende gesetzliche Ansprüche bleiben unberührt. 

9.3 Produkthaftpflichtversicherung mit einer pauschalen Deckungssumme von mindestens 

10 Mio. EUR pro Personen-/Sachschaden.  

 

10. Lieferantenregress 

10.1 Unsere gesetzlich bestimmten Aufwendungs- und Regressansprüche innerhalb einer 

Lieferkette (Lieferantenregress gem. §§ 478, 445a, 

445b bzw. §§ 445c, 327 Abs. 5, 327u BGB) stehen uns neben den Mängelansprüchen 

uneingeschränkt zu. Wir sind insbesondere berechtigt, genau die Art der Nacherfüllung 

(Nachbesserung oder Ersatzlieferung) vom Lieferanten zu verlangen, die wir unserem 

Abnehmer im Einzelfall schulden; bei Waren mit digitalen Elementen oder sonstigen 

digitalen Inhalten gilt dies auch im Hinblick auf die Bereitstellung erforderlicher 

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BGB&p=445c
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Aktualisierungen. Unser gesetzliches Wahlrecht (§ 439 Abs. 1 BGB) wird hierdurch nicht 

eingeschränkt. 

10.2 Bevor wir einen von unserem Abnehmer geltend gemachten Mangelanspruch 

(einschließlich Aufwendungsersatz gem. §§ 445a Abs. 1, 439 Abs. 2, 3, 6 S. 2, 475 Abs. 

4 BGB) anerkennen oder erfüllen, werden wir den Lieferanten benachrichtigen und unter 

kurzer Darlegung des Sachverhalts um schriftliche Stellungnahme bittengeben wir dem 

Lieferanten im Regelfall, ohne aber hiermit eine rechtliche Verpflichtung dazu einzugehen, 

die Gelegenheit, sich zum Sachverhalt zu äußern. Erfolgt eine substantiierte Stellungnahme 

nicht innerhalb angemessener Frist und wird auch keine einvernehmliche Lösung 

herbeigeführt, so gilt der von uns tatsächlich gewährte Mangelanspruch als unserem 

Abnehmer geschuldet. Dem Lieferanten obliegt in diesem Fall der Gegenbeweis. Im 

Übrigen bestehen unsere Rückgriffsansprüche auch in den Fällen, in denen wir oder Dritte 

die mangelhafte Ware weiterverarbeitet haben, insbesondere durch Einbau in ein anderes 

Produkt. 

10.3 Unsere Ansprüche aus Lieferantenregress gelten auch dann, wenn die mangelhafte 

Ware durch uns, unseren Abnehmer oder einen Dritten, z.B. durch Einbau, Anbringung 

oder Installation, mit einem anderen Produkt verbunden oder in sonstiger Weise 

weiterverarbeitet wurde. 

 

11. Schutzrechte 

11.1. Der Lieferant steht nach Maßgabe dieser Ziffer 11.1 dafür ein, dass durch von ihm 

gelieferte Ware keine Schutzrechte Dritter (Eigentumsrechte, Namensrechte, 

Patentrechte, Markenrechte, Urheberrechte, Designrechte etc.) in dem von uns genannten 

Bestimmungsland, in Ländern der Europäischen Union oder anderen Ländern, in denen er 

die Produkte herstellt oder herstellen lässt, verletzt werden.  

11.2 Der Lieferant ist verpflichtet, uns auf erstes schriftliches Anfordern von allen 

Ansprüchen freizustellen, die Dritte gegen uns wegen einer solchen Verletzung von 

gewerblichen Schutzrechten erheben, und uns alle notwendigen Aufwendungen im 

Zusammenhang mit dieser Inanspruchnahme zu erstatten. Dies gilt nicht, soweit der 

Lieferant nachweist, dass er die Schutz-rechtsverletzung weder zu vertreten hat noch bei 

Anwendung kaufmännischer Sorgfalt zum Zeitpunkt der Lieferung hätte kennen müssen.  
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11.3 Zeigen sich Verletzungsrisiken oder werden Verletzungsfälle bekannt, unterrichten 

sich die Vertragsparteien davon jeweils. Sie werden im Rahmen des Zumutbaren 

Verletzungsansprüchen nach voriger Abstimmung einvernehmlich entgegenwirken. 

11.4 Unsere weitergehenden gesetzlichen Ansprüche wegen Rechtsmängeln der an uns 

gelieferten Ware bleiben unberührt. 

 

 

12. Ersatzteile 

 

12.1 Der Lieferant ist verpflichtet, Ersatzteile zu den an uns gelieferten Produkten für einen 

Zeitraum von mindestens 5 Jahren nach der Lieferung vorzuhalten. 

 

12.2 Beabsichtigt der Lieferant, mit oder nach Ablauf des in Ziffer 12.1 genannten 

Zeitraums die Produktion von Ersatzteilen für die an uns gelieferten Produkte einzustellen, 

wird er uns dies unverzüglich nach der Entscheidung über die Einstellung mitteilen. Diese 

Entscheidung muss mindestens 12 Monate vor der Einstellung der Produktion liegen. 

 

 

13. Eigentumsvorbehalt, Beistellung, Werkzeuge 

13.1 An Abbildungen, Plänen, Zeichnungen, Normblätter, Berechnungen, Druckvorlagen, 

Ausführungsanweisungen, Produktbeschreibungen, Lehren sowie sonstige Unterlagen und 

sonstigen Unterlagen behalten wir uns Eigentumsrechte vor.  

13.2  Sofern wir Teile, Stoffe, Rohstoffe und Materialien (z. B. Software, Fertig- und 

Halbfertigprodukte) sowie Werkzeuge, Formen, Muster, Modelle, Profile Prüfmittel oder 

Anlagen, Vorlagen, Muster und sonstige Gegenstände beim Lieferanten beistellen, 

behalten wir uns hieran das Eigentum vor.  

Der Lieferant ist verpflichtet, die Werkzeuge ausschließlich für die Herstellung der von uns 

bestellten Waren einzusetzen. Er ist weiter verpflichtet auf seine Kosten, die uns 

gehörenden Werkzeuge in angemessenem Umfang gegen Feuer-, Wasser- und 

Diebstahlsschäden zu versichern und uns den Abschluss bzw. die Unterhaltung dieser 



 
 
Versicherung auf Anforderung nachzuweisen. Gleichzeitig tritt der Lieferant uns schon jetzt 

alle Entschädigungsansprüche aus dieser Versicherung ab, wir nehmen die Abtretung 

hiermit an.  

Der Lieferant ist verpflichtet, an unseren Werkzeugen etwa erforderliche Wartungs- und 

Inspektionsarbeiten sowie alle Instandhaltungs- und Instandsetzungsarbeiten auf eigene 

Kosten rechtzeitig durchzuführen. Etwaige Störfälle hat er uns sofort anzuzeigen; 

unterlässt er dies schuldhaft, so bleiben Schadensersatzansprüche unberührt. Wir sind 

berechtigt, jederzeit innerhalb der gewöhnlichen Geschäftszeiten das Betriebsgelände des 

Lieferanten zu betreten, um die Werkzeuge und Aufzeichnungen über die Werkzeuge zu 

kontrollieren.  

13.3 Gegenstände im Sinne der Ziffer 13.2 werden unser Eigentum, wenn sie der 

Lieferant speziell zur Ausführung unserer Bestellung anfertigt oder anfertigen lässt und die 

Herstellungskosten von uns übernommen oder durch die von uns bezahlten Preise 

amortisiert werden. Im Falle einer teilweisen Übernahme der Herstellungskosten durch 

uns oder einer Teilamortisierung erwerben wir das Miteigentum an den Werkzeugen im 

Verhältnis des Wertes der Werkzeuge zu den übernommenen bzw. amortisierten 

Herstellungskosten. 

13.4 Nach Abwicklung der Bestellung hat der Lieferant unsere Gegenstände im Sinne der 

Ziffer 13.2 sowie Unterlagen nach Ziffer13.1 unaufgefordert an uns zurückzugeben.  

13.5 Unterlagen nach Ziffer 13.1 und beigestellte Gegenstände nach Ziffer 132 sind vom 

Lieferanten gesondert als unser Eigentum zu kennzeichnen und zu verwahren. Er besitzt 

diese als Entleiher. 

13.6 Eine Verarbeitung, Vermischung oder Verbindung (Weiterverarbeitung) von 

beigestellten Gegenständen durch den Lieferanten wird für uns vorgenommen. Das gleiche 

gilt bei Weiterverarbeitung der gelieferten Ware durch uns, so dass wir als Hersteller 

gelten und spätestens mit der Weiterverarbeitung nach Maßgabe der gesetzlichen 

Vorschriften Eigentum am Produkt erwerben. 

13.7 Die Übereignung der Ware auf uns hat unbedingt und ohne Rücksicht auf die Zahlung 

des Preises zu erfolgen. Nehmen wir jedoch im Einzelfall ein durch die Kaufpreiszahlung 

bedingtes Angebot des Lieferanten auf Übereignung an, erlischt der Eigentumsvorbehalt 

des Lieferanten spätestens mit Kaufpreiszahlung für die gelieferte Ware. Wir bleiben im 

ordnungsgemäßen Geschäftsgang auch vor Kaufpreiszahlung zur Weiterveräußerung der 

Ware unter Vorausabtretung der hieraus entstehenden Forderung ermächtigt (hilfsweise 



 
 
Geltung des einfachen und auf den Weiterverkauf verlängerten Eigentumsvorbehalts). 

Ausgeschlossen sind damit jedenfalls alle sonstigen Formen des Eigentumsvorbehalts, 

insbesondere der erweiterte, der weitergeleitete und der auf die Weiterverarbeitung  

13.8 Der Lieferant wird seine Unterlieferanten entsprechend dieser Ziffer 13. 

verpflichten. 

 

14. Haftungsbeschränkung 

14.1 Wir haften für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit.  

14.2 Für leichte Fahrlässigkeit haften wir nur bei Verletzung des Lebens, des Körpers oder 

der Gesundheit oder wenn es um die Verletzung wesentlicher Vertragspflichten geht, 

welche sich aus der Natur des Vertrages ergeben oder deren Verletzung die Erreichung des 

Vertragszweckes gefährdet. In diesem Fall ist der Schadensersatz auf den vorhersehbaren 

Schaden begrenzt.  

 

14.3 Sofern und soweit unsere Haftung ausgeschlossen oder beschränkt ist, gilt dies auch 

für die persönliche Haftung unserer Angestellten, Arbeitnehmer, Mitarbeiter, Vertreter 

und Erfüllungsgehilfen. 

 

14.4 Die vorstehenden Haftungsbeschränkungen gelten nicht für Ansprüche nach dem 

Produkthaftungsgesetz. 

 

15.Freistellung 

Der Lieferant verpflichtet sich, uns (sowie jedes mit uns verbundener Unternehmen) von 

jeglicher Haftung gegenüber Dritten bzw. Haftungsansprüchen von Dritten, die durch die 

Herstellung, Lieferung oder Lagerung der Produkte entstehen, freizustellen 

(Produkthaftung). Er ist verpflichtet, uns zur Abgeltung berechtigter Ansprüche geleistete 

Zahlungen zu erstatten. Die Freistellung- und Erstattungspflicht gilt nicht, sofern das 

zugrundeliegende Ereignis nachweisbar auf ein grob fahrlässiges oder vorsätzliches 

Fehlverhalten von uns oder eines unserer Angestellten, Vertreter, Erfüllungsgehilfen oder 

mit uns verbundener Unternehmen beruht. Der Lieferant ist verpflichtet, uns unverzüglich 



 
 
von gegen ihn erhobener Klagen oder der Geltendmachung von Ansprüchen in Kenntnis zu 

setzen und auf unser Verlangen hin alle diesbezüglichen Unterlagen zur Verfügung zu 

stellen. 

 

16. Höhere Gewalt 

 

Schwerwiegende Ereignisse, wie insbesondere höhere Gewalt, Epidemien, Pandemien, 

Krankheiten oder Quarantäne, Arbeitskämpfe, Unruhen, kriegerische oder terroristische 

Auseinandersetzungen, die unvorhersehbare Folgen für die Leistungsdurchführung nach 

sich ziehen, befreien uns für die Dauer der Störung und im Umfang ihrer Wirkung von 

unseren Leistungspflichten, selbst wenn wir uns in Verzug befinden sollten. Eine 

automatische Vertragsauflösung ist damit nicht verbunden. Wir sind verpflichtet, den 

Lieferant von einem solchen Hindernis zu benachrichtigen und die Parteien sind 

verpflichtet Ihre Verpflichtungen den veränderten Verhältnissen nach Treu und Glauben 

anzupassen. 

  



 
 
 

17. Notfertigungsrechte 

 

17.1 Im Falle vorhersehbarer oder bestehender lang andauernder Lieferverzögerungen 

hat der Lieferant die Pflicht auf eigene Kosten nach vorheriger Zustimmung von uns selber 

einen von uns akzeptierten alternativen Lieferanten zu finden.  

 

17.2 Soweit der Lieferant zur Einhaltung der Termine absehbar dauerhaft nicht imstande 

ist, oder sollten wir von unserem Recht zur Kündigung aus wichtigem Grund Gebrauch 

machen, ist der Lieferant nach Setzung einer angemessenen Frist und auf Verlangen von 

uns verpflichtet, alle zur Fertigung erforderlichen Werkzeuge/Vorrichtungen, die in 

unserem Eigentum stehen, sowie aus abgeleitetem Recht auch Werkzeuge/Vorrichtungen, 

die im Eigentum von Dritten stehen, sowie das spezifische Know-how einschließlich einer 

Lizenz an etwaigen Schutzrechten unverzüglich kostenlos herauszugeben, sodass wir für 

die Dauer der Verhinderung des Lieferanten die Liefergegenstände selbst oder durch einen 

Dritten fertigen kann. Die Kosten der Verlagerung trägt der Lieferant, soweit er den Verzug 

zu vertreten hat. Ansprüche des Lieferanten wegen der Verlagerung sind ausgeschlossen. 

Weitergehende Schadensersatzansprüche von uns bleiben unbenommen.  

 

17.3 Dem Lieferanten wird die Möglichkeit gewährt, seinen Lieferverpflichtungen nach 

vorheriger Absprache mit schriftlicher Genehmigung durch uns aus einem vom üblichen 

Fertigungsstandort abweichend Standort nachzukommen. 

 

18. Verjährung 

18.1 Die wechselseitigen Ansprüche der Vertragsparteien verjähren nach den gesetzlichen 

Vorschriften, soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist. 

18. 2 Abweichend von § 438 Abs. 1 Nr. 3 BGB beträgt die allgemeine Verjährungsfrist für 

Mängelansprüche 2 Jahre ab Gefahrübergang. Soweit eine Abnahme vereinbart ist, 

beginnt die Verjährung mit der Abnahme. Die 3-jährige Verjährungsfrist gilt entsprechend 

auch für Ansprüche aus Rechtsmängeln, wobei die gesetzliche Verjährungsfrist für 

dingliche Herausgabeansprüche Dritter (§ 438 Abs. 1 Nr. 1 BGB) unberührt bleibt; 

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BGB&p=438
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BGB&p=438&x=1
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BGB&n=3&p=438&x=1
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BGB&p=438
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BGB&p=438&x=1
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BGB&n=1&p=438&x=1


 
 
Ansprüche aus Rechtsmängeln verjähren darüber hinaus in keinem Fall, solange der Dritte 

das Recht – insbesondere mangels Verjährung – noch gegen uns geltend machen kann. 

18.3 Die Verjährungsfristen des Kaufrechts einschließlich vorstehender Verlängerung 

gelten – im gesetzlichen Umfang – für alle vertraglichen Mängelansprüche. Soweit uns 

wegen eines Mangels auch außervertragliche Schadensersatzansprüche zustehen, gilt 

hierfür die regelmäßige gesetzliche Verjährung (§§ 195, 199 BGB), wenn nicht die 

Anwendung der Verjährungsfristen des Kaufrechts im Einzelfall zu einer längeren 

Verjährungsfrist führt. 

 

19. Einhaltung von Gesetzen 

 

19.1. Der Lieferant hat im Zusammenhang mit jedem Liefergegenstand für die Einhaltung 

aller gesetzlichen Vorschriften, Verordnungen und sonstigen Regelungen, insbesondere 

alle sicherheits- und umweltrelevanten Bestimmungen zu sorgen. Insbesondere sind bei 

allen Lieferungen die Vorschriften der europäischen Richtlinien einzuhalten. 

 

19.2. Der Lieferant ist verpflichtet, für jeden einzelnen Liefergegenstand in jeder Hinsicht 

die Anforderungen und Verpflichtungen im Zusammenhang mit Stoffverboten 

entsprechend gesetzlichen Bestimmungen und Verordnung einzuhalten. Dies gilt 

insbesondere für Anforderungen und Verpflichtungen der REACH-Verordnung EG Nr. 

1907/2006, der RoHS Richtlinie RL 2011/65 EU in ihrer jeweils geltenden Fassung, 

einschließlich der jeweiligen Änderungen und Ergänzungen, und deren Umsetzung in 

nationales Recht durch die Mitgliedsstatten der EU. Auf unsere Anforderung wird der 

Lieferant uns schriftliche produktspezifische Konformitätserklärungen zur Verfügung 

stellen, welche auch gegenüber unseren Lieferanten gelten und die wir an unsere 

Lieferanten weiterreichen können." 

 

19.3 Der Lieferant ist verpflichtet, uns von allen Schäden und Aufwendungen 

(einschließlich Kosten der Rechtsverfolgung) und von allen Ansprüche Dritter, die auf 

einem von ihm verschuldeten Verstoß aus oder im Zusammenhang mit der 

Nichteinhaltung der RoHS-Richtlinie, REACH-Verordnung oder sonstiger geltender 

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BGB&p=195
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BGB&p=199


 
 
Umweltvorschriften durch den Lieferanten beruhen, oder mit ihr zusammenhängen, 

freizustellen bzw. uns für Schäden zu entschädigen. 

 

20. Exportkontrolle, Zoll 

 

20.1 Der Lieferant hat dafür einzustehen, dass die von ihm gelieferten Waren keinen 

Exportbeschränkungen unterliegen. Kommen solche Exportbeschränkungen in Betracht, 

hat uns der Lieferant hierauf vor der Lieferung ausdrücklich in Textform hinzuweisen. 

 

20.2 Der Lieferant hat uns auf Verlangen Ursprungszeugnisse, Lieferantenerklärungen, 

statistische Warennummern bzw. Referenznachweise sowie etwa weitere 

Dokumente/Daten entsprechend den Vorgaben des Außenhandels zur Verfügung zu 

stellen. 

 

20.3 Importierte Gegenstände sind verzollt zu liefern. Der Lieferant verpflichtet sich, 

Überprüfungen durch Zollbehörden zuzulassen, alle erforderlichen Erklärungen und 

Auskünfte zu erteilen und alle erforderlichen amtlichen Bestätigungen auf seine Kosten 

beizubringen. 

 

20.4 Bei Lieferungen und Leistungen, die aus dem EU-Land außerhalb Deutschlands 

erfolgen, ist die EU-Umsatzsteueridentifikationsnummer anzugeben. 

 

21. Geheimhaltung 

21.1  Die Vertragsparteien sind verpflichtet, die Bedingungen der Auftragsdurchführung 

sowie alle sonstigen ihm für diesen Zweck zur Verfügung gestellten Informationen, 

insbesondere technischer und wirtschaftlicher Art, Absichten, Erfahrungen, Erkenntnisse, 

Konstruktionen und Unterlagen, die ihnen aufgrund der Zusammenarbeit gemäß dieses 

Vertrages bekannt werden (zusammen „Vertrauliche Informationen“ genannt), mit 

Ausnahme von öffentlich zugänglichen Informationen, für einen Zeitraum von 3 Jahren 

nach Vertragsschluss geheim zu halten, Dritten nicht zugänglich zu machen, vor dem 

Zugriff Dritter zu schützen sowie nicht zum Gegenstand einer eigenen 



 
 
Schutzrechtsanmeldung zu machen. Dritte sind nicht die im Sinne der §§ 15 ff. AktG 

verbundene Unternehmen der Vertragspartei.  

21.2 Die Vertragsparteien sind darüber hinaus verpflichtet, alle im Zusammenhang mit 

der Lieferung oder Leistung bekannt gewordenen oder bekannt werdenden geschäftlichen, 

betrieblichen oder technischen Angelegenheiten der anderen Vertragsparteien, auch über 

die Dauer des Vertrags hinaus, geheim zu halten.  

21.3  Die vorstehenden Verpflichtungen gelten nicht für solche Vertrauliche 

Informationen, die bereits vor ihrer Mitteilung im Rahmen dieses Vertrages bekannt 

waren, von der anderen Vertragsparteien unabhängig erarbeitet oder anderweitig 

rechtmäßig erlangt wurden oder die allgemein sind oder ohne Verstoß gegen diese 

Bestimmungen allgemein bekannt werden.  

21.4 Die Vertragsparteien werden in geeigneter Form dafür sorgen, dass auch die von 

ihnen bei der Durchführung des Vertrages hinzugezogenen Mitarbeiter, freien Mitarbeiter 

und Unterauftragnehmer die vorstehende Vertraulichkeit wahren 

21.5  Nach Beendigung dieses Vertrages sind auf Aufforderung die in Unterlagen etc., 

einschließlich sämtlicher Kopien, vorliegenden Vertrauliche Informationen, die sich im 

Besitz oder unter Kontrolle einer Vertragspartei befinden, von dieser an die andere 

Vertragspartei vollständig und unverzüglich zurückzugeben, sofern nicht vereinbarte oder 

gesetzliche Aufbewahrungspflichten dem entgegenstehen. Ausgenommen hiervon sind 

ferner die in Unterlagen etc., einschließlich sämtlicher Kopien, Vertrauliche Informationen 

Vertrauliche Informationen, deren Vernichtung bzw. Rückgabe technisch nicht möglich ist, 

z. B. da sie aufgrund eines automatisierten elektronischen Backup-Systems zur Sicherung 

von elektronischen Daten in einer Sicherungsdatei gespeichert wurden; hierzu zählt auch 

das technisch notwendige Vorhalten von Stammdaten (z. B. Personal-oder 

Kundennummern), welches nötig ist, um eine Verknüpfung zu den archivierten 

Informationen herzustellen. 

21.6  Im Übrigen gelten für den Umgang mit Geschäftsgeheimnissen die Vorschriften zum 

Schutz von Geschäftsgeheimnissen (in Deutschland durch das 

Geschäftsgeheimnisgesetzumgesetzt und in übrigen Mitgliedsstaaten der Europäischen 

Union durch Umsetzung der RL 2016/943) sowie die in Geheimhaltungsvereinbarungen 

oder Non Disclosure Agreements getroffenen Vereinbarungen. 

 



 
 
22. Erfüllungsort, Gerichtsstand, anzuwendendes Recht 

22.1 Erfüllungsort für alle Verbindlichkeiten aus dem Vertrag, insbesondere für Lieferung 

und Zahlung, ist für beide Teile der Sitz unseres Unternehmens bzw. der von uns genannte 

Leistungsort. 

22.2 Ist der Lieferant Kaufmann i.S.d. Handelsgesetzbuchs, der im Zeitpunkt der 

verfahrenseinleitenden Maßnahme seinen Sitz in der Europäischen Union, Island, 

Norwegen und Schweiz hat, ist ausschließlicher – auch internationaler Gerichtsstand für 

alle sich aus dem Vertragsverhältnis unmittelbar oder mittelbar ergebenden Streitigkeiten 

sowie über sein Entstehen und seine Wirksamkeit ergebenden Rechtsstreitigkeiten für 

beide Teile unser Geschäftssitz in Pforzheim. Entsprechendes gilt, wenn der Lieferant 

Unternehmer i.S.v. § 14 BGB ist. Wir sind jedoch in allen Fällen auch berechtigt, Klage am 

Erfüllungsort der Lieferverpflichtung gem. diesen AEB bzw. einer vorrangigen 

Individualabrede oder am allgemeinen Gerichtsstand des Lieferanten zu erheben. 

Vorrangige gesetzliche Vorschriften, insbesondere zu ausschließlichen Zuständigkeiten, 

bleiben unberührt. 

22.3 Soweit vorstehende Ziffer 22.2 nicht anwendbar ist, so ist für alle sich aus dem 

Vertragsverhältnis sowie über sein Entstehen und seine Wirksamkeit ergebenden 

Rechtsstreitigkeiten, nach der Schiedsgerichtsordnung der Deutschen Institution für 

Schiedsgerichtsbarkeit e.V. (DIS) unter Ausschluss des ordentlichen Rechtswegs endgültig 

zu entscheiden. Der Ort des Schiedsverfahrens ist Karlsruhe, Deutschland. Die Sprache des 

Schiedsverfahrens ist deutsch.   

22.4. Auf das Vertragsverhältnis findet ausschließlich deutsches Recht unter Ausschluss der 

Regelungen des Internationalen Privatrechts und unter Ausschluss des UN-Kaufrecht (CISG) 

Anwendung. 

 

Stand: August 2023 

 

 

 


